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Kompromiss mit Risiken

Von Detlef Drewes

Es ist nicht erkennbar, dass jeder in
der EU verstanden hat, wie viel Be-
wegung nun von ihm gefordert ist.

Es wirkt ein bisschen wie beim Fuß-
ball: Der Ball zappelt im Netz. Aber
ob auch wirklich ein Tor erzielt wur-
de, entscheidet sich kurze Zeit spä-
ter – nach dem Videobeweis. Das
Gipfeltreffen der EU hat zwar einen
Asylkompromiss gebracht. Ob der
aber hält, was er verspricht, muss
sich erst noch erweisen. Dass selbst
die Skeptiker aus Ungarn, Polen
oder die Slowakei am Ende zufrie-
den waren und der aufmüpfige italie-
nische Premier sein Veto wieder ein-
kassierte und sich begeistert über
die Vereinbarungen zeigte, muss
nachdenklich machen. Zu unverein-
bar weit lagen die Positionen über
die gemeinsame Verantwortung
beim Asyl vorher auseinander, als
dass sich alle 28 nun ei-
nig sein könnten. Der
Verdacht, eine europäi-
sche Politik nach dem
Motto „Alle denken an
sich, nur ich denke an
mich“ könne auch nur
Unverbindliches her-
vorbringen, ist nicht von
der Hand zu weisen. Was das Papier,
auf das sich die 28 verständigten,
wert ist, wird die Praxis zeigen. Bis-
her ist nicht erkennbar, dass jeder
verstanden hat, wie viel Bewegung
nun von ihm gefordert ist. Das
macht den Kompromiss von Brüssel
zu einem Risiko. Können Auffang-
zentren human funktionieren, ob-
wohl sie in Staaten angesiedelt wer-
den, die nicht gerade im Ruf stehen,
Vorkämpfer für demokratische Wer-
te zu sein?

Skepsis Man sollte sich in Erinne-
rung rufen, dass die Gemeinschaft
diesen Sommer-Gipfel eigentlich als
große Reformveranstaltung geplant
hatte. Es sollte der Showdown für
die weitreichenden Vorschläge des
französischen Staatspräsidenten
werden, der sogar am Anfang von ei-
ner Neugründung der EU ge-
schwärmt hatte. Macrons Enthusi-
asmus wurde dagegen von der Wirk-
lichkeit sehr schnell eingeholt. Zu
groß ist die Skepsis vieler Regierun-

gen vor einer europäischen Zentral-
verwaltung, die bevormundet statt
zu gestalten, die gängelt statt zusam-
menzuführen. Und die Probleme auf
immer gleiche Weise löst – mit Geld.
Die Kreativität im Erfinden neuer
Förderfonds scheint immens und
kann doch den Verdacht nicht aus-
räumen, dass es sich stets um alten
Wein in neuen Schläuchen handelt.
Die Euro-Zone, zu der ja bald alle ge-
hören sollen, gibt sich ein eigenes
Budget. Wofür? Wozu sind denn die
klassischen Subventionstöpfe da?
Auch sie sollen die Unterschiede
zwischen den EU-Staaten beseiti-
gen. Und so werden zu viele Proble-
me nicht gelöst, sondern lediglich
mit neuen Programmen beantwor-
tet, anstatt sich Gedanken über die
politische Krise zu machen.

Couch Europa wirkt wie ein nach
seinem Selbstwertgefühl suchender
Kranker auf der Couch seines Psy-
chotherapeuten. Aus dem ewigen
Verbündeten Washington ist ein
Konkurrent im Handelsstreit ge-
worden. Der Umgang mit Russland
bleibt umstritten. Derweil wird die
Schlange der Partner, die um ein

Freihandelsabkommen
bitten, stetig länger. Die
EU erscheint in diesem
Bild zögerlich, wie viel
Eigenständigkeit sie
sich zutrauen kann –
und zerstritten, weil sie
in Gegner und Befür-
worter für die Nähe zur

einen oder zur anderen Großmacht
zerfällt. Und weil sie in den eigenen
Reihen Regierungen hat, denen auf
die großen Themen der Zeit nicht
mehr als plumper Nationalismus
einfällt – den die Nettozahler aber
bitteschön alimentieren sollen.

Rechnung Merkels Rolle in Europa
hat nicht gelitten. Der koalitionspo-
litische Schwächeanfall spielte in
Brüssel zumindest vordergründig
keine Rolle. Dennoch haben ihr
gleich mehrere Partner gegeben,
was sie brauchte. Aber sie werden
Gegenleistungen verlangen. Auch
diese Rechnung wird erst noch ge-
schrieben, wenn es um die von
Deutschland ausgebremste Ban-
kenunion mit gemeinsamer Haftung
oder Schuldenerleichterungen für
wen auch immer geht. Aus europäi-
scher Sicht kehrt Merkel gestärkt
nach Hause. Ob das reicht, ist nun
Sache der Koalitionäre. Mehr als die
EU-Partner jetzt vereinbart haben,
war beim besten Willen nicht drin.

Merkels Rolle
in Europa
hat nicht
gelitten.

Gräuel im WM-Schatten
Von Marcus Sauer

Das Sterben in Syrien geht weiter.
Putins Kampfbomber schonen die

Zivilbevölkerung nicht.

Wieder wird die Welt Zeuge eines
abscheulichen Verbrechens gegen
die Menschlichkeit. Während sich
der russische Präsident Wladimir
Putin als Gastgeber der Weltmeis-
terschaft feiern lässt und die Welt
den Blick auf den Fußball richtet,
hat in Syrien eine womöglich ent-
scheidende Schlacht begonnen, bei
der Putins Kampfjets offenbar eine
zentrale Rolle spielen. Mit ihren
Bomben bereiten sie das Terrain vor
für Diktator Baschar al-Assads Bo-
dentruppen. Menschen sterben auf
bestialische Weise. Erneut sind Tau-
sende auf der Flucht.

„Wir“ könnten nicht erlauben, so
der Sondergesandte der UN, Steffan
de Mistura, „dass dies ein weiteres
Ghouta, ein weiteres Duma oder ein
weiteres Aleppo wird“. Wer aber
sollte das verhindern? Wer will sich

schützend vor die Zivilbevölkerung
von Daraa stellen? Niemand kann
und will Assad und seinen Waffen-
bruder Putin stoppen. US-Präsident
Donald Trump trifft sich in Kürze
mit dem Kremlherrn in Helsinki.
Anders als nach dem Giftgas-Angriff
in Chan Scheichun, auf den die USA,
Frankreich und Großbritannien mit
einem Militärschlag antworteten,
wird Trump den Syrern und Russen
diesmal nicht in den Arm fallen.

Assad hat keinen Zweifel gelas-
sen: Er will jeden Winkel seines ge-
schundenen Landes zurücker-
obern. Dabei kommt ihm zugute,
dass der Westen niemals eine
schlüssige Strategie für Syrien hat-
te. Der Genf-Prozess tritt auf der
Stelle, und Putin beweist nun aber-
mals, dass auf sein Wort kein Verlass
ist. Das syrische Drama setzt sich
fort. Ein Ende des Sterbens wird es
erst geben, wenn Assad die Rebel-
lengebiete wieder unterworfen hat.
Von Freiheit jedoch wird das syri-
sche Volk für lange Zeit nur träu-
men. Weil die Welt versagt hat.

Steinmeier rügt
AfD-Worte zu

Nazi-Zeit
MINSK Bundespräsident Frank-Wal-
ter Steinmeier hat bei der Einwei-
hung einer Gedenkstätte für Zehn-
tausende ermordete Juden und Wi-
derstandskämpfer in Weißrussland
eindringlich vor einer Verdrängung
der Nazi-Verbrechen gewarnt.
Deutschland habe viel zu lange ge-
braucht, sich an diese Verbrechen
zu erinnern und sich zu seiner Ver-
antwortung zu bekennen, sagte er in
Maly Trostenez, der größten NS-
Vernichtungsstätte in der zwischen
1941 und 1944 von Nazi-Deutsch-
land besetzten Sowjetunion.

„Heute besteht die Verantwor-
tung darin, das Wissen um das, was
hier geschah, lebendig zu halten.
Ich versichere Ihnen, wir werden
diese Verantwortung auch gegen
jene verteidigen, die sagen, sie wer-
de abgegolten durch verstrichene
Zeit.“ Noch deutlicher wurde Stein-
meier in einem Interview der
„Frankfurter Allgenmeinen Zei-
tung“, in dem er Äußerungen von
AfD-Politikern wie Björn Höcke und
Alexander Gauland scharf kritisier-
te und ihnen vorwarf, Deutschland
zu schaden. Der Thüringer Landes-
vorsitzende Höcke hatte 2017 mit
der Forderung nach einer „erinne-
rungspolitischen Wende um 180
Grad“ eine heftige Debatte ausge-
löst. Bundesparteichef Gauland sag-
te Anfang Juni: „Hitler und die Nazis
sind nur ein Vogelschiss in über
1000 Jahren erfolgreicher deut-
scher Geschichte.“ Steinmeier sag-
te, er schäme sich für derartige Äu-
ßerungen. „Die Verhöhnung der
Opfer, die darin zum Ausdruck
kommt, ist unerträglich.“ dpa

Trump-Kandidat verliert
GENF Der frühere EU-Kommissar
António Vitorino (61) wird überra-
schend Chef der UN-Organisation
für Migration (IOM). Er wurde nach
mehren Abstimmungsrunden am
Freitag per Akklamation ernannt,
wie die Organisation mitteilte. Vito-
rino setzte sich überraschend gegen
den umstrittenen Kandidaten Ken
Isaacs durch, der von US-Präsident
Donald Trump ins Rennen ge-
schickt worden war. Die Wahl war
unerwartet, weil der Chefposten der
IOM seit fast 40 Jahren in amerikani-
scher Hand war. Isaacs war umstrit-
ten, weil er in Tweets den Klimawan-
del in Frage gestellt und den Islam
als „nicht friedliche Religion“ be-
zeichnet hatte. dpa

Taliban töten Offizier
KABUL Mitten in einem Vergnü-
gungspark haben die radikalislami-
schen Taliban in Kabul einen Kom-
mandierenden der afghanischen
Spezialkräfte getötet. Asisullah Kar-
wan sei mit seiner Familie im Fer-
dausi-Park gewesen, als der oder die
Angreifer das Feuer eröffneten,
schrieb der Kabuler Polizeisprecher
Haschmat Staniksai am Freitag auf
Facebook. In dem Park im Viertel
Mikroroian gibt es Karussels und
Eiskremstände. dpa

Werbung für Schutzgebiet
BERLIN Der Bundestag unterstützt
die Pläne für ein riesiges Meeres-
schutzgebiet in der Antarktis. Das
Weddellmeer sei ein einzigartiges,
aber extrem fragiles Ökosystem,
das dringend geschützt werden
müsse, heißt es in einem fraktions-
übergreifenden Antrag, den das Par-
lament am Freitag einstimmig gebil-
ligt hat. Darin fordern die Abgeord-
neten die Einrichtung einer „Null-
nutzungszone“, die über eine bloße
Regulierung von Fangquoten weit
hinausgeht. dpa
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Flüchtlingsdrama mit Happy End? Zeichnung: Horst Haitzinger

Karikatur des Tages

Bayerische Abrissbirne
REGIERUNG Die CSU-Politik bedroht die Einheit Europas, meint unser Gastautor

Gastbeitrag
Von Rezzo Schlauch

Auch wenn nach einem bilatera-
len und multilateralen Ver-
handlungsmarathon der

Kanzlerin eine Last-Minute-Eini-
gung in Brüssel herausgekommen
ist, auch wenn die CSU das EU-Gip-
fel Ergebnis als ausreichende Erfül-
lung ihres Ultimatums an die Kanz-
lerin akzeptiert, was noch nicht aus-
gemacht ist, – das, was sich zwi-
schen den „Schwesterparteien“
CSU und CDU zuvor abgespielt hat,
ist mehr ist viel mehr als ein immer
mal wieder vorkommender Famili-
enstreit. Es ist mehr als ein Streit um
die Frage, ob Flüchtlinge durch blo-
ße polizeiliche Anweisung an der
Grenze zurückgewiesen werden
können. Es ist mehr als das untaug-
liche Bemühen, AfD-Wähler zurück-
zugewinnen und die absolute Mehr-
heit der CSU im bayrischen Landtag
zu verteidigen.

Deckmantel Es war kurzzeitig der
brachiale Versuch der alten und neu-
en CSU-Führungsmannen, die unge-
liebte, teilweise schon verhasste
Kanzlerin zu stürzen. Dies unter dem
scheinheiligen Deckmantel eines in-
haltlich hochgezogenen Konflikts,
da der Königinnenmord auf offener
Bühne bei der Wählerschaft nicht
gut ankommen würde – wie die Um-
fragen zeigen, in denen Kanzlerin
Merkel sogar in Bayern in der Be-
liebtheit vor Söder und Seehofer ran-
giert. Erst der Blick in den Abgrund
der Auflösung der Fraktionsgemein-
schaft und des damit verbundenen
Scheiterns der Koalition ließ die
CSU-Führung erkennbar zurück-
schrecken. Der viel folgenschwerere
politische Sprengstoff liegt aber da-

rin, dass die CSU das eh schon fragile
Europa mit einer provinziell bayeri-
schen Abrissbirne demoliert, min-
destens aber weiter in die Hand-
lungsunfähigkeit manövriert. Bava-
ria First! Ohne Rücksicht auf Verlus-
te, diametral gegen die vitalen Inte-
ressen Deutschlands und zum Scha-
den Europas. In trauter Einigkeit mit
den Orbans, Kazcinskys und dem Ita-
liener Salvini. Allesamt Autokraten,
die zu Hause Demokratie und
Rechtsstaat aushöhlen, und Europa
nur als Zahlmeister zum Aufpolieren
ihrer maroden Infrastrukturen in An-
spruch nehmen, Solidarität und eu-
ropäische Werte in ihrem politischen
Katalog aber Leerstellen sind. Dazu
Trump, der alles dafür tut, um Euro-
pa zu spalten.

Angesichts der von Trump vom
Zaun gebrochenen Handelskriege
wäre es vielmehr angesagt, Europa
zu stärken. Anstatt der wahrheitswid-
rigen CSU-Propaganda, Macron wol-
le mit seinen Vorschlägen nur sein
Frankreich mit deutschem Geld sa-
nieren, Zucker zu geben, sollten wir
ohne weiteres schuldhaftes Zögern
endlich die ausgestreckte Hand Ma-
crons ergreifen und in der bewährten
Achse Frankreich-Deutschland ein
starkes Europa schmieden, – gegen
die unberechenbaren USA und gegen
ein China, das ökonomisch und mili-
tärisch die Weltvorherrschaft an-
strebt. Das muss nicht eins zu eins
mit Macrons Vorschlägen überein-
stimmen, aber es ist doch hoch ver-
nünftig, die innere wie die äußere Si-
cherheit mit einem gemeinsamen eu-
ropäischen Budget zu organisieren.

Wohlstand 28 zersplitterte nationa-
le Wehretats in Europa führen zu al-
lem, nur nicht zu einem effektiven
militärischen Schutz. 28 zersplitter-
te nationale Budgets für die innere
Sicherheit sind für alles geeignet,
aber nicht für einen effektiven
Schutz der Bürger und der Institu-
tionen vor dem internationalen Ter-
rorismus und vor der Cyberkrimina-
lität. Das wäre im ureigensten Inte-
resse Deutschlands, das seinen
Wohlstand zu großen Teilen dem ge-
einten Europa und seinem großen
gemeinsamen Wirtschaftsraum ver-
dankt, anstatt mit der AfD zusam-
men wieder nationale oder gar bay-
risch provinzielle Melodien anzu-
stimmen. Und mit einem beherztem
Auftritt für Europa kann man auch,
wie Macron eindrucksvoll gezeigt
hat, Wahlen mit hohen Mehrheiten
gewinnen. Das wird der CSU, nach
Allem wie es aussieht, gegen die
Kanzlerin nicht gelingen.

Der Politiker Rezzo Schlauch fordert
eine Stärkung Europas. Foto: dpa

Russland will weitere Syrienkonferenz
ter des Regierungslagers in Syrien,
aber auch Anhänger oppositioneller
Gruppen teil. Einen Durchbruch
gab es nicht. Moskau stellte klar,
dass Sotschi nicht den offiziellen
Friedensprozess unter Führung der
Vereinten Nationen unterlaufen
oder ersetzen solle. dpa

Iran hätten schon bei der letzten Ge-
sprächsrunde in Astana Mitte Mai
im Prinzip das Treffen in Sotschi be-
schlossen. Russland hatte Ende Ja-
nuar in dem Ort am Schwarzen
Meer ein Treffen unter dem Namen
Syrischer Nationalkongress veran-
staltet. Daran nahmen viele Vertre-

MOSKAU Auf der Suche nach einer
Friedenslösung für Syrien könnte es
Ende Juli eine weitere Konferenz in
Sotschi geben. Das kündigte der
russische Vizeaußenminister Ser-
gej Werschinin in New York an, wie
die Agentur Interfax am Freitag mel-
dete. Russland, die Türkei und der

Zur Person
Der ehemalige Grünen-Staatssekre-
tär und -Fraktionschef im Bundes-
tag, Rezzo Schlauch, 1947 in Gerab-
ronn geboren, und andere Politiker
schreiben regelmäßig zu politischen
Themen. Seit 2005 ist Schlauch, seit
1980 Grünen-Mitglied, wieder als
Anwalt tätig. red


